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A N L A G E
LV Rheinland/ Landesjugendamt/ 412001/ 15.11.2005
„Grundprinzipien für muslimischer Träger in der Jugendhilfe“
- Schutz von Kindern und Jugendlichen nach § 45 SGB VIII -

1.

Betriebserlaubnispflicht nach § 45 SGB VIII 

Die Angebote muslimischer Träger unterscheiden sich nach:



(
Schülerwohnheimen (Ziffer 4.1)

(
Wochenend - und Ferienbetreuung von Kindern und Jugendlichen ab 10 Jahren mit religiöser Unterweisung bei gleichzeitiger fakultativer Unterkunftsgewährung und zur regelmäßigen Nutzung (Ziffer 4.2)

(
Ausbildungszentren für zukünftige Religionslehrer

(
Aufsicht über Schularbeiten 

Die Betriebserlaubnispflicht leitet sich aus § 45 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII ab. 

Danach sind Einrichtungen betriebserlaubnispflichtig, in denen Minderjährige über Teile des Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten. 

Die Wochenend - und Ferienangebote bedürfen demnach einer Betriebserlaubnis: Sie fallen nicht unter die in § 45 Abs.1 Satz 2 Nr.1 SGB VIII genannten Ausnahmetatbestände der „Jugendbildungsstätten“ bzw. der „Jugendfreizeiteinrichtungen“, da derartigen Angeboten der Jugendarbeit nicht die regelmäßige oder auf Dauer angelegte Betreuung bzw. Unterkunftsgewährung zugrunde liegt, wie dies bei Wochenend- und Ferienangeboten der Fall ist. Im Unterschied zu „Jugendbildungsstätten“ soll das Betreuungs- und Übernachtungsangebot fortlaufend denselben Personen zur Verfügung stehen (Personenidentität). Ohne Bedeutung ist dabei, dass die tatsächliche Nutzung davon teilweise abweicht, das heißt im Einzelfällen unregelmäßige Nutzungen stattfinden.    
Keine Betriebserlaubnispflicht besteht im übrigen dann, wenn lediglich eine Beaufsichtigung stattfindet, z.B. von Schularbeiten. Sobald jedoch ergänzend pädagogisches Einwirken Platz greift, liegt eine „Betreuung“ im Sinne der Betriebserlaubnispflicht vor.  

Ebenfalls betriebserlaubnispflichtig sind Ausbildungszentren für zukünftige Religionslehrer, soweit sie der Nutzung durch Minderjährige unterliegen, die über Teile des Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten.    
2.


Allgemeine Grundsätze der Prävention und der Aufsicht

2.1


Prävention

In den muslimischen Gemeinden vor Ort muss eine ausreichende Aufklärung durch die Jugendämter sichergestellt sein („staatliches Wächteramt“). Dies beinhaltet insbesondere Transparenz in Bezug auf Einrichtungen, in denen Minderjährige betreut werden und die unter die Betriebserlaubnispflicht fallen können, verbunden mit entsprechender Information des Landesjugendamts
(LJA). Die Jugendämter sind ihrerseits nach § 8 Abs.2 SGB VIII gehalten, mit muslimischen Trägern Vereinbarungen zum Verfahren bei „Kindeswohlgefährdungen“ abzuschließen.  Das LJA begleitet die Aufklärung der Jugendämter vor Ort im Rahmen eigener personeller Möglichkeiten. 
Zusätzlich sind die kommunalen Spitzenverbände gebeten, bei ihren Mitgliedskörperschaften routinemäßige rechtzeitige Informationen der Jugendämter durch Bauaufsichtsämter in Bezug auf Bauvoranfragen oder Bauanträge muslimischer Anbieter sicherzustellen, wenn es um die Betreuung Minderjähriger geht. 

Der regelmäßige Kontakt der Jugendämter mit dem LJA beinhaltet: 

(
Nachvollziehbarkeit des Geschehens in den Jugendamtsbezirken in der Verantwortung des Jugendamts (JA): zur Grundsatzfrage, ob es Anbieter gibt und wo ein möglicherweise betriebserlaubnispflichtiges Angebot besteht.

(
Sobald das JA konkrete betriebserlaubnispflichtige Angebote recherchiert hat bzw. von entsprechenden Verdachtsmomenten ausgeht, finden unverzüglich Vor- Ort- termine des LJA mit dem JA statt. Dabei hat das LJA in Unterstützung des JA im Rahmen der § 45 SGB VIII - Aufsicht die näheren Umstände aufzuklären. Über das Ergebnis der Sachverhaltsklärung ist ein Vermerk zu den Akten zu nehmen. Das weitere Verfahren bemisst sich nach den §§ 45 ff SGB VIII (Ziffer 2.2).

2.2

Aufsichtsverantwortung des LJA


Die Aufsichtsverantwortung des LJA erstreckt sich auf:

(
die Freizeitbetreuung außerhalb des Religionsunterrichts 

(Freiheit der Religionsausübung nach Art 4 GG). 
Allerdings sind bekannt gewordene, während des Religionsunterrichts durchgeführte problematische Betreuungsmaßnahmen im Sinne der personellen Eignung im Rahmen des § 45 SGB VIII zu würdigen, wenn dieselbe Person auch Freizeitbetreuung durchführt.

Der Umgang mit muslimischen Anbietern erfolgt auf der Grundlage der Aufgabenstellung nach den §§ 45 ff SGB VIII unter besonderer Beachtung folgender Kriterien:




(
Glaubwürdigkeit und Zuverlässigkeit des Trägers,

(
Eindeutige und transparente Organisationsstruktur, bezogen auf die drei Verantwortungsebenen Träger, Einrichtungsleitung und Betreuung,

(
Integrationsbereitschaft und - fähigkeit des Trägers, der Einrichtungsleitung und der Betreuungsverantwortlichen.

2.3

Durchführung der Aufsicht

(
Sofern ein Träger Betreuungen ohne Betriebserlaubnis durch-



führt, 

ist er über die Unzulässigkeit dessen und die Notwendigkeit eines Betriebserlaubnisantrags in Kenntnis zu setzen. Gleichzeitig ist zu prüfen, ob der Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit nach § 104 Abs.1 Nr. 2 SGB VIII vorliegt. Unabhängig davon ist zu prüfen, ob aufgrund einer nachweisbaren „Kindeswohlgefährdung“ eine Schließung der Einrichtung zu erfolgen hat. Liegt eine „Kindeswohlgefährdung“ nicht vor, kann bis zur endgültigen Entscheidung im Betriebserlaubnisverfahren der weitere Betrieb ausnahmsweise geduldet werden. 

Eine Duldung kommt freilich nur in Betracht, wenn in Unkenntnis der Betriebserlaubnispflicht, das heißt bevor das LJA aufklärend wirken konnte, sowie vor einem entsprechenden Betriebserlaubnisantrag mit der Betreuung bereits begonnen wurde und eine Untersagung des weiteren Betriebs dem Kindeswohl widerspräche. 

Im Falle einer Duldung und im laufenden Betriebserlaubnisverfahren sind regelmäßige, mindestens halbjährige Kontrollen vor Ort durchzuführen, auch unangemeldet, ergänzt durch Gespräche mit den Kindern und Jugendlichen. Die Prüfung orientiert sich dabei an bestehenden Auflagen und in einer späteren Betriebserlaubnis relevanten Auflagen (Ziffern 3, 4.1, 4.2).
(
§ 45 Abs. 2 Nr.2 a lautet: 

„Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn bei der Förderung von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen ihre gesellschaftliche und sprachliche Integration erschwert wird“. 

Dementsprechend ist im Vorfeld der Entscheidung über einen Betriebserlaubnisantrag beim zuständigen JA ein schriftlicher Bericht anzufordern, der Aussagen über bisherige integrative Aktivitäten des Trägers und eine Bewertung derselben enthält.   

Die Integration von Migrantenkindern wird dabei als Beteiligung am gesellschaftlichen Leben unter Beibehaltung eigener kultureller Identität mit dem Ziel eines ungestörten Zusammenlebens in der Gemeinschaft verstanden. Sprachliche Integration beinhaltet, dass Kinder und Jugendliche durch Erlernen und Praktizieren der deutschen Sprache in die Lage versetzt sind, am gesellschaftlichen Leben teil zu haben.  
(
Bevor über einen Betriebserlaubnisantrag entschieden wird, 

ist das für den Staatsschutz verantwortliche Dezernat 26.5 bei der örtlich zuständigen Bezirksregierung (Düsseldorf oder Köln) um einen schriftlichen Bericht zu bitten, der Aussagen darüber trifft, ob und ggf. welche verfassungsschutz - relevanten Bedenken gegenüber 

dem Träger bestehen. Ein solcher Bericht ist entbehrlich, sofern bereits  neuere schriftliche Erkenntnisse des Staats - bzw. Verfassungsschutzes vorliegen.

(
Ist eine Betriebserlaubnis erteilt, 

finden weiterhin regelmäßige Vor- Ort- Kontrollen statt, mindestens jährlich. Auch hierbei werden Gespräche mit den Kindern und Jugendlichen geführt. 

(
In allen Fällen ist das JA zu beteiligen.
3.

Prüfkriterien und Auflagen für alle Betreuungsformen
3.1

Prüfkriterien

(
Qualität der Einrichtung: 

- Eignung der Organisation auf der Grundlage eines schlüssigen und praktizierbaren Organisationskonzepts, insbesondere eindeutige Zuordnung der Träger -, Einrichtungsleitungs - und Betreuungsverantwortung,

- Eignung des Trägers, insbesondere im Sinne von Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit

- Persönliche Eignung der Einrichtungsleitung: neben Personalbogen und Führungszeugnis wird die Eignung auf der Grundlage eines allgemeinen Eindrucks durch ein Gespräch festgestellt. Dabei ist die besondere Situation einer ehrenamtlichen Einrichtungsleitung zu beachten.
- Schlüssiges und praktizierbares Betreuungskonzept

(
Sicherung der Minderjährigenrechte durch Rechtmäßigkeit des 

Handelns in der Einrichtung: 

- Rechtmäßigkeit des Konzepts, z.B. Recht auf Integration 
 
- Welche generellen Regeln bestehen in der Einrichtung und wie werden sie vermittelt ? 
(
Eignung des Betreuungspersonals / Personelle Standards:
- Klären der personellen Besetzung sowie der jeweiligen Verantwortung, wobei die  regelmäßig tätigen Betreuer (hauptamtlich angestellt oder ehrenamtlich) relevant sind, nicht Helfer im Einzelfall (z.B. einzelne Familienmitglieder, die bei einer Veranstaltung unterstützen). Zu klären ist auch der Umfang ehrenamtlicher Elternaktivitäten (regelmäßige oder nur sporadisch) und die Relation zwischen haupt - und ehrenamtlicher Betreuung. Als Sonderthema ist zu klären, welchen Einfluss der Imam auf die Freizeit ausübt, das heißt welche Vorgaben bzw. sonstigen Einwirkungen oder Beteiligungen von ihm ausgehen.
  (
Integrationsfähigkeit und - bereitschaft

- regelmäßiger Austausch mit im Sozialraum zuständigen Institutionen bezüglich geplanter und umgesetzter Integrationsmaßnahmen  

- regelmäßige Meldungen an das LJA, sofern kein „Runder Tisch Integration“ eingerichtet ist
(
Eignung der Immobilie: 
- Standort -, gebäude - und raumbezogene Standards
(
Sonstige Standards:
  


 

- Regelmäßiger Austausch zum Thema „Elternbeteiligung“ 

(
Bedeutung der Freizeitbetreuung: 

- Klären, welche Absichten und Ziele mit der Freizeitbetreuung verfolgt werden und welches Verständnis insoweit besteht 

(
Sicherung des Bestands der Einrichtung durch Wirtschaftlichkeit des Handelns: 

- Besteht eine Bestandsgefahr aufgrund unwirtschaftlichen Handelns oder aus sonstigen Gründen ?
3.2
Auflage „Freiheitlich- demokratische Grundordnung“
(
Die freiheitlich- demokratische Grundordnung Deutschlands ist zu beachten und einzuhalten, insbesondere das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Es gilt deutsches Recht, z.B. § 1631 Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), wonach  Kinder ein Recht auf gewaltfreie Erziehung haben. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind demnach unzulässig. 

Der Träger hat eine entsprechende Betreuung sicherzustellen. Dem Gedanken der Partizipation Minderjähriger, den Beschwerderechten und Elternbeteiligungen in Form regelmäßiger Elterngespräche und Elternabende ist Rechnung zu tragen. 

3.3
Auflage Integration/ Konzept

(
Das Konzept hat dem Ziel gesellschaftlicher und sprachlicher Integration Rechnung zu tragen. Der Träger ist verpflichtet, fortlaufend und regelmäßig integrative Maßnahmen zu planen, zu organisieren und durchzuführen. Er ist insbesondere verpflichtet, mit dem örtlichen Jugendamt, dem Schulverwaltungsamt und  sonstigen Personen bzw.  Institutionen, die jugendhilfepolitisch aktiv sind, zur Abstimmung und 

Durchführung  integrativer Maßnahmen und Veranstaltungen zusam-
menzuarbeiten. 
Zugleich ist sicher zu stellen, dass die Vorgaben des Konzepts auch tatsächlich in die Praxis umgesetzt werden. Dem Landesjugendamt ist daher, sofern nicht vor Ort gemeinsam mit dem Jugendamt ein „Runder Tisch Integration“ eingerichtet ist, in regelmäßigen Abständen, mindestens jährlich, über beabsichtigte und durchgeführte integrative Maßnahmen schriftlich zu berichten. Das Landesjugendamt behält sich vor, durch örtliche Prüfungen die Praxis zu überprüfen, insbesondere auch in Bezug auf das Postulat ausreichender sprachlicher Integration.  
Hinweis: dem örtlichen Jugendamt wird empfohlen, einen „Runden Tisch Integration“ einzurichten, analog der Geschäftsordnung „Runder Tisch muslimischer Vereine“/ Anlage. Das LJA ist zur Teilnahme berechtigt.
3.4

Auflagen Trägerverantwortung: 

(
Die Trägerverantwortung beinhaltet:

- Administrative Verantwortung durch das Zurverfügungstellen personel​ler, organisatorischer und sachlicher Ressour​cen, verbunden mit entsprechenden Finanz​mitteln, 
- Verantwortung für die Rechtmäßigkeit des Handelns in der Einrichtung, d.h.- bezogen auf alle Mitarbeiter der Ein​richtung - entsprechende Weisungs​rechte durch allgemeine Regelungen (z.B. „Verfügungen“); Sicherstellung der Rechtmäßigkeit durch ein Meldeverfahren „Besondere Vorkommnisse“.
- Fachaufsicht: grundsätzliche Vorgaben und Weisungen zum Aufgabenprofil und zum Konzept der Einrichtung.
- Personalaufsicht/ Dienstaufsicht: Auswahl einer geeigneten Person für die Einrichtungsleitung, Übertragung der Funktion „Einrichtungsleitung“, Verantwortung für alle Mitarbeiter bei Verletzungen arbeitrechtlicher Pflichten (z.B. Abmahnung und Kündigung) 

- Beratung der Einrichtung

-  Sicherstellung der Fortbildung in der Einrichtung 

(
Speziell zum „Verband der islamischen Kulturzentren“ (VIKZ) als zen-


traler Träger:

- Der Träger hat eine ausschließlich für das Gebiet des Rheinlands zuständige, mit den Trägeraufgaben der Beratung und der Aufsicht betraute Person in der Zentrale in Köln einzustellen, die der deutschen Sprache mächtig ist und die notwendige Qualifikation aufweist.

3.5
Auflagen Einrichtungsleitung:

(
Der Träger hat eine Einrichtungsleitung zu benennen, die der deutschen Sprache mächtig und gleichzeitig Ansprechpartner für das LJA ist. Diese Person hält unmittelbaren Kontakt zur alltäglichen Betreuungsebene und stellt damit  die Betreuungsqualität sicher.

(
Die Einrichtungsleitung hat in Bezug auf die Betreuung der Kinder/ Jugendlichen eindeutig und schriftlich nachvollziehbar (Personalliste) festzulegen, welchen Personen Betreuungsaufgaben zugewiesen sind, diese fortlaufend zu kontrollieren und erforderlichenfalls deren Handeln durch Weisung zu beeinflussen. Dies gilt auch gegenüber Imamen. 

Nicht aufzulisten sind sporadisch eingesetze Kräfte. 

3.6

Sonstige Auflagen:



(
Die Betreuung findet  im Wesentlichen in deutscher Sprache statt.

(
Der zeitliche Aufwand der religiösen Unterweisung muss in einem angemessenen Verhältnis zu Freizeitaktivitäten stehen.

(
Für die Zeit der Betreuung von Kindern und/ oder Jugendlichen muss jederzeit, das heißt auch während einer Betreuung über Nacht, ein Betreuer anwesend sein, der soweit der deutschen Sprache mächtig ist, sodass er in Krisensituationen eine ausreichende Kommunikation mit dem Einrichtungsumfeld, z.B. dem Jugendamt und sonstigen zuständigen Institutionen sicherstellen kann.

4.

Besondere angebotsorientierte Auflagen 

4.1

Schülerwohnheime


(
Schüler werden ab dem 12. Lebensjahr aufgenommen. 

(
Der Leiter und / oder die pädagogischen Fachkräfte sind ver-


pflichtet, Kontakt mit den von den Kindern und Jugendlichen besuchten 

Schulen aufzunehmen, aufrechtzuerhalten und regelmäßig wahrzu-


nehmen. 

(
Vor Aufnahme eines Kindes/Jugendlichen werden folgende Daten dem JA  übermittelt: Name und Anschrift der Eltern / Name und Alter des Kindes / Jugendlichen

(
Der Personalschlüssel für Fachkräfte beträgt 1 : 10.
(
Hauptamtlicher Leiter mit Fachausbildung (Sozialpädagoge, Sozialarbeiter, Erzieher) und zweijähriger Berufserfahrung

(
Ab Platzzahl 20: eine Fachkraft (Sozialpädagoge, -arbeiter, Erzieher) und eine weitere pädagogische Kraft, die auch eine religiöse Ausbildung haben kann.

(
Der Einsatz von Ergänzungskräften/ Honorarkräften, z.B. für den Nachhilfeunterricht, ist möglich.

(
Zusätzlich erforderlich sind Kräfte für den Wirtschafts - und Verwal -

tungsbereich.

(
Alle Betreuer müssen über gute deutsche  Sprachkenntnisse verfügen.

(
Die Schlafräume können in der Regel mit bis zu 4 Betten ausgestattet sein. 


(
Sondervereinbarung zum VIKZ - Pilotprojekt Duisburg/ Anlage
4.2
Wochenend- und Ferienbetreuung

(
Für die Betreuung von Kindern und Jugendlichen werden volljährige Personen gefordert, die über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügen. 

(
Die Personalplanung ist in Form einer Personalliste zu dokumentieren. Weiter sind von allen regelmäßig eingesetzen Betreuungskräften Personalbögen auszufüllen, versehen mit Unterschrift der Betreuungskraft und des Trägers. Personalliste und Personalbögen sind dem LJA zuzusenden.
(
Für die Betreuung über Tag von Kinder und Jugendlichen werden min -


destens zwei Betreuer gefordert, oberhalb einer Zahl von 40 

Kindern/ Jugendlichen jeweils eine weitere Betreuungsperson pro 

20 Kinder/ Jugendliche (für den Bereich der Freizeit). 

Bei Übernachtungen muss bis zu einer Zahl von 40 Kindern/ Jugendlichen eine Betreuungsperson anwesend sein, oberhalb dessen eine weitere Kraft. Zusätzlich ist eine Rufbereitschaft erforderlich. 



(
Die Schlafräume dürfen höchstens mit 8 Betten ausgestattet sein. Für 



bereits bestehende größere Schlafsäle wird eine Übergangsfrist von
1 Jahr eingeräumt, um die notwendigen baulichen Veränderungen vor-

nehmen zu können. 

„Grundprinzipien für muslimische Träger in der Jugendhilfe“ / Anlage

„Runder Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereine“

- Pilotprojekt Duisburg -

Vereinbarung einer Geschäftsordnung zwischen:

· der Stadt Duisburg, dem Jugendamt und dem Schulverwaltungsamt

· dem „Verband der Islamischen Kulturzentren e. V“ (VIKZ) in Deutschland 
· und dem Landschaftsverband Rheinland / Dezernat Jugend und Schulen
1.
Auftrag 

Der „Runde Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereine“ stellt sich der Aufgabe, die Integration türkischer Kinder und Jugendlicher in die deutsche Gesellschaft zu fördern. Insbesondere soll die Durchführung und Initiierung integrativer Maßnahmen sichergestellt werden.

2.
Mitglieder 

Für die Stadt Duisburg sind zwei Mitglieder zu benennen (Jugendamt und Schulverwaltungsamt), für die Angebotsträger muslimischer Vereine und den Landschaftsverband Rheinland jeweils ein Mitglied. Eine Stellvertretung ist jeweils sicherzustellen.

Als weitere Mitglieder mit beratender Stimme können benannt werden: 

-
in der Kinder- und Jugendbetreuung aktive muslimische Vereine,

-
Mitglieder des RAA, „Regionale Arbeitsstelle für Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien“,

-
der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses, des Schulausschusses und des Beirates für Migration und Zuwanderung

-
sonstige Personen bzw.  Institutionen, die jugendhilfepolitisch aktiv sind.

3.
Verantwortung der muslimischen Vereine
Um das Erreichen des unter Ziffer 1 beschriebenen Auftrags zu ermöglichen, stellen die am „Runden Tisch“ beteiligten Angebotsträger muslimischer Vereine die notwendige Transparenz sicher und öffnen dementsprechend ihre Konzepte und alltäglichen Betreuungen für die Beratungen und Entscheidungen des „Runden Tisches“. 

Die Angebotsträger muslimischer Vereine sind insbesondere verpflichtet, durch Kooperation mit anderen örtlichen Jugendhilfeinstitutionen - z.B. Freizeitstätten und Jugendclubs -, mit kulturellen Angebotsträgern und mit Schulen zusammenzuarbeiten und Begegnungen mit Kindern und Jugendlichen anderer Kultur- und Religionsgemeinschaften zu ermöglichen und zu pflegen.

4.
Verantwortung der Behörden/ Äemter

Als Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben das Jugendamt und das Landesjugendamt die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben des SGB VIII, einschließlich der Planungsverantwortung. Im Rahmen dieser Aufgaben werden die Angebote des VIKZ als Bestandteil des Sozialraums angesehen. Jugendamt, Schulverwaltungsamt und Landesjugendamt  regen an, unterstützen und begleiten  alle Maßnahmen, die geeignet sind, die Integration der türkischen Schüler in die Gesellschaft zu fördern, insbesondere 

-
Kooperationen zwischen Vereinen und Institutionen türkischer und deutscher kultureller sowie religiöser Zugehörigkeit

-
Kooperationen mit anderen örtlichen Jugendhilfeeinrichtungen

5.
Aufgabenwahrnehmung 

5.1
Insbesondere folgende Integrationsmaßnahmen werden initiiert, begleitet und ausgewertet:

· Teilnahme an Angeboten freier und öffentlicher Jugendhilfeträger,

· Teilnahme an schulischen Angeboten, 

· Teilnahme an sportlichen Angeboten, z.B. in Vereinen,

-
Teilnahme an kulturellen Angeboten, z.B. VHS in Bezug auf Sprachkurse  sowie Theaterbesuche, 

· Maßnahmen der Öffnung nach außen wie „Tag der offenen Tür“,

· Fortbildungen für soziale Fachkräfte und Lehrer über Probleme türkischer Kinder und Jugendlicher,

· Beteiligung an Stadtteilaktionen und Veranstaltungen,

· Diskussionsrunden für Bürger und Nachbarn,

5.2
Der „Runde Tisch“ nimmt seine Aufgaben in der Weise wahr,

· dass gemeinsame Ziele beschrieben werden,

· einzelne Maßnahmen zur Zielerreichung festgelegt und für deren Erledigung Verantwortliche benannt werden  

· und Ergebnisse im Sinne einer Erfolgskontrolle festgehalten werden. 

Gleichzeitig wird dadurch der Landschaftsverband Rheinland in der nach 

§ 45 SGB VIII bestehenden Aufsicht unterstützt und dessen Vor- Ort- Prüfungen in den Einrichtungen mit wichtigen Zusatzinformationen unterstützt. 

6.
Entscheidungsfindung, Organisatorisches

6.1
Entscheidungen werden mehrheitlich getroffen.

6.2
Für die organisatorische Begleitung der Sitzungen, die mindestens halbjährlich stattfinden, liegt die Federführung beim Jugendamt und beim Landschaftsverband Rheinland, die sich in dieser Funktion abwechseln. Es werden im übrigen Ergebnisprotokolle gefertigt.

7.
Vertrauensvolle Zusammenarbeit

Die Mitglieder verpflichten sich zu vertrauensvoller Zusammenarbeit.

Die vertrauliche Behandlung  interner Informationen wird gewährleistet.
